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Satzung des Landesverband Kindertagespflege NRW  
 
§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 
(1) Der Verein trägt, nach der Beantragung beim Amtsgericht und der Eintragung in das 

Vereinsregister, den Namen: Landesverband Kindertagespflege NRW e.V.  
(2) Er hat den Sitz in Meerbusch. 
(3) Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht in Neuss eingetragen. 
(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 Vereinszweck 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
(2) Zweck des Vereins ist: 

1. Die Förderung der Erziehung der Kinder in Kindertagespflege, durch die Funktion 
des ‚Landesverband Kindertagespflege NRW‘. 

2. Die Kindertagespflege als ein qualitätsvolles, gleichrangiges und anerkanntes 
Angebot in der Vielfalt der Kinderbetreuungsangebote in NRW zu verankern. 

3. Die Bedeutung der Fachberatung als Bestandteil der Qualitätsentwicklung und 
Professionalisierung der Kindertagespflege zu manifestieren. 

4. Die Qualifizierung und Fortbildung im Tätigkeitsfeld Kindertagespflege weiter zu 
entwickeln. 

5. Landeseinheitliche Standards der Finanzierung und Rahmenbedingungen in der 
Kindertagespflege voranzutreiben. 

6. In NRW eine landesweite Koordinierungsstelle Kindertagespflege zu etablieren. 
(3) Der Verein darf alle sonstigen Geschäfte betreiben, die der Erreichung und Förderung 

des Hauptzwecks des Vereins unmittelbar oder mittelbar dienlich sind.  
 
§ 3 Gemeinnützigkeit 
(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. 
(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 
§ 4 Mitgliedschaft 
(1) Mitglied des Vereins kann jede juristische Person werden, die seine Ziele unterstützt. 
(2) Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. 

Gegen die Ablehnung des Aufnahmeantrages kann innerhalb einer Frist von vier 
Wochen nach der Mitteilung der Ablehnung an den Antragsteller die nächste 
Mitgliederversammlung angerufen werden.  

(3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder durch Auflösung bei juristischen 
Personen oder deren Auflösung. 

(4) Der Austritt eines Mitglieds ist nur zum Ende des Kalenderjahres möglich. Er erfolgt 
durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten. 

(5) Wenn ein Mitglied gegen den Vereinszweck und Interessen des Vereins schwer 
verstoßen hat oder trotz Mahnung mit dem Beitrag für 12 Monate im Rückstand bleibt, 
kann es durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden. 
Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung 
beziehungsweise Stellungnahme gegeben werden. 
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(6) Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von vier Wochen, nach 
Mitteilung des Ausschlusses, die nächste Mitgliederversammlung angerufen werden, die 
abschließend entscheidet. 

 
§ 5 Beiträge 
Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der 
Mitgliederversammlung. 
Zur Festlegung der Beitragshöhe und –fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der 
Mitgliederversammlung anwesenden, stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 
 
§ 6 Organe des Vereins 
Organe des Vereins sind: 

• die Mitgliederversammlung 
• der Vorstand 
• Gremium der Fachberatung  
• Geschäftsführer/In 

 
§ 7 Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung ist mindestens einmal jährlich einzuberufen. 
(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das 

Vereinsinteresse erfordert oder die Einberufung von 10 Prozent der Vereinsmitglieder 
schriftliche und unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt wird.  

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch den Vorstand unter 
Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens vier Wochen bei gleichzeitiger 
Bekanntgabe der Tagesordnung. 
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 
Es gilt das Datum des Poststempels oder bei E-Mail das Absendedatum. Das 
Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom 
Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse oder E-Mail Adresse gerichtet 
ist. 
Bis vor Beginn der Mitgliederversammlung können Dringlichkeitsanträge gestellt werden. 
Über die Aufnahme in die Tagesordnung ist eine Mehrheit von drei Vierteln der 
abgegebenen Stimmen erforderlich. Nicht als Dringlichkeitsanträge können 
aufgenommen werden Anträge mit folgenden Inhalten: Satzungsänderungen, 
Abberufung des Vorstandes oder Beschlüsse mit finanziellen Auswirkungen für die 
Mitglieder. 

(4) Die Mitgliederversammlung als das oberste Beschluss fassende Vereinsorgan ist 
grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser 
Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden. 
Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Genehmigung 
schriftlich vorzulegen. Sie bestellt zwei Kassenprüfer/Innen, die weder dem Vorstand 
noch einem anderen Vereinsgremium angehören und auch nicht Angestellte des Vereins 
sein dürfen, um die Buchführung einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das 
Ergebnis der Mitgliederversammlung zu berichten. 
Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Wahl, Abwahl und Entlastung des Vorstandes 
b) Genehmigung des Jahresabschlusses 
c) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge (siehe § 6) 
d) Satzungsänderungen 
e) Auflösung des Vereins 
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(5) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig 
anerkannt ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder. Jedes 
Mitglied hat eine Stimme.  

(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

(7) Über die Mitgliederversammlung wird ein Protokoll geführt welches zeitnah an die 
Mitglieder versendet wird. Das Protokoll wird von der/dem Landesvorsitzenden oder den 
stellvertretenen Landesvorsitzenden unterschrieben. 

(8)  Die Mitgliederversammlung kann auch in Form einer Online-Versammlung abgehalten 
werden. Hierzu wird der Vorstand einen Online-Konferenzraum bereitstellen und den 
Mitgliedern spätestens drei Tage vor der Versammlung die Zugangsdaten zukommen lassen. 

 
§ 8 Vorstand §26 BGB 
(1) Der Vorstand nach §26 BGB besteht aus dem/der Landesvorsitzenden und dem ersten 
und zweiten stellvertretenden Landesvorsitzenden. 

a) Der/die Landesvorsitzende und die stellvertretenden Landesvorsitzenden 
vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. 

b) Je zwei Vorstandsmitglieder nach § 26 BGB sind gemeinsam 
vertretungsberechtigt. 

c) Dem erweiterten Vorstand gehören der/die Kassierer*in und einen Beisitzer oder 
eine Beisitzerin an.  

d) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf drei Jahren gewählt. 
e) Der Vorstand kann eine(n) Geschäftsführer*in ernennen. 
f) Der Vorstand erstellt eine Geschäftsordnung. 
g) Der Vorstand bleibt solange im Amt bis ein neuer Vorstand gewählt ist. 

Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand.  
 

(2) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, insbesondere für: 
- die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen 

einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, 
- die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 
- die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des 

Jahresberichts, 
- die Aufnahme neuer Mitglieder. 

 
(3) Die Vorstandsmitgliedschaft setzt Vereinsmitgliedschaft voraus. Die 
Mitgliederversammlung wählt den Vorstand für die Dauer von drei Jahren (beginnend 
mit der Feststellung der Wahl). Eine Wiederwahl oder die vorzeitige Abberufung eines 
Mitglieds durch die Mitgliederversammlung sind zulässig. Ein Mitglied bleibt nach Ablauf 
der regulären Amtszeit bis zur Wahl seines Nachfolgers im Amt. Scheidet ein Mitglied 
vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder berechtigt, ein 
Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers durch die nächste 
Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen. 

 
(4) Der Vorstand tritt mindestens 3-mal im Jahr zusammen. Dies kann auch virtuell in 
Onlinesitzungen passieren, sofern allen Mitgliedern eine Teilnahme möglich ist.  
 
 
Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinen 
Stellvertretern einberufen, eine Frist von wenigstens zwei Woche soll eingehalten werden. 
Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Bei der 
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Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Landesvorsitzenden, bei dessen 
Verhinderung die seiner Stellvertreter*innen. 
 
(5) Die Beschlüsse des Vorstandes sind zeitnah zu protokollieren. Das Protokoll ist vom 

Protokollanten, sowie von der/dem Vorsitzenden oder dem/der stellvertretenen 
Vorsitzenden zu unterschreiben. 

 
§ 9 Änderung des Zwecks und Satzungsänderung 
(1) Für die Änderung des Vereinszwecks und für andere Satzungsänderungen ist eine 2/3 

Mehrheit der erschienenen Vereinsmitglieder einer Mitgliederversamm- 
lung erforderlich. Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederversammlung nur 
abgestimmt werden, wenn auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung zur 
Mitgliederversammlung hingewiesen wurde und der Einladung sowohl der bisherige als 
auch der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt worden waren. 

 
§ 10 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 
(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine ¾ Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur 
nach rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst 
werden. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fallen die Restmittel an den Bundesverband für Kindertagespflege e.V., Dieser hat die 
Restmittel ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige beziehungsweise mildtätige 
Zwecke zu verwenden. 

 
§11 Salvatorische Klausel 
Sofern einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam sind oder werden, soll die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der Satzung nicht berührt werden. Für diesen Fall 
soll die nichtige Bestimmung der Satzung durch eine rechtsgültige Regelung ersetzt 
werden, die dem angestrebten Zweck, soweit als möglich, entspricht. In gleicher Weise ist 
im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu verfahren, sofern sich bei der 
Durchführung der Satzung herausstellt, dass die Satzung eine ergänzungsbedürftige Lücke 
enthält. 
 
 
Meerbusch, 17.11.2020 
 
 


